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VOLKSANWALTSCHAFT 5%:

An das

Bundesministerium fir Inneres
BMI-III/A/4 - Abteilung llI/A/4
Herrengasse 7

1014 Wien
Sachbearbeiter/-in: Geschiftszahl: Datum:
Kmsr Mag. Michael Schlogang| 2026-0.112.422 (VA/6100/V-1) 11. Februar 2026

Betrifft: Ministerialentwurf betreffend Bundesgesetz, mit dem das Asylgesetz 2005, das BBU-
Errichtungsgesetz, das BFA-Einrichtungsgesetz, das BFA-Verfahrensgesetz, das Frem-
denpolizeigesetz 2005, das Grundversorgungsgesetz — Bund 2005, das Niederlassungs-
und Aufenthaltsgesetz, das Staatsbirgerschaftsgesetz 1985 und das Auslanderbeschafti-
gungsgesetz geandert werden (Asyl- und Migrationspakt-Anpassungsgesetz — AMPAG)
vom 15.01.2026

Stellungnahme der Volksanwaltschaft
zu GZ 2026-0.112.422

Sehr geehrte Damen und Herren!

I.  Einleitung

Mit dem vorliegenden Ministerialentwurf vom 15.01.2026 soll das Asylgesetz 2005, das BBU-
Errichtungsgesetz, das BFA-Einrichtungsgesetz, das BFA-Verfahrensgesetz, das Fremdenpoli-
zeigesetz 2005, das Grundversorgungsgesetz — Bund 2005, das Niederlassungs- und Aufent-
haltsgesetz, das Staatsblrgerschaftsgesetz 1985 und das Auslénderbeschaftigungsgesetz gean-

dert werden (im Folgenden als ,Ministerialentwurf‘ bezeichnet).
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Die im Hinblick auf die Umsetzung der unionsrechtlichen Vorschriften zur Einrichtung eines unab-
hangigen Uberwachungsmechanismus (vgl. Art. 10 Abs. 2 Screening-VO1; Art. 43 Abs. 4 Verf-

VOZ) sind in dem vorliegenden Ministerialentwurf nicht enthalten.
ll. Stellungnahme
Zur mangelnden Umsetzung des Art. 27 iVm Art. 2 Z 13 Aufnahme-RL

Nach Ansicht der Volksanwaltschaft ist eine zeitgerechte und unionsrechtskonforme Umsetzung
der Aufnahme-RL durch Etablierung einer geeigneten Rechtsgrundlage fir die Obsorge fir UMF

ab dem ersten Tag unerlasslich.

Aus Art. 27 iVm Art 2 Z 13 der neuen Aufnahme-RL ergibt sich eine Verpflichtung zur Schaffung
einer geeigneten gesetzlichen Rechtsgrundlage fiir die Obsorge ab Tag 1 (= ab Antragstellung)

von unbegleiteten minderjahrigen Fremden bzw. Flichtlingen (,UMF*).

Nach Art. 3 Aufnahme-RL gelangen die Bestimmungen dieser Richtlinie ab dem Zeitpunkt der

Antragstellung zur Anwendung.

Wird ein Antrag von einer Person gestellt, die behauptet minderjahrig zu sein, sind die Mitglied-
staaten nach Art. 27 Aufnahme-RL verpflichtet (,bestellen* die Mitgliedstaaten) so bald wie még-
lich, spatestens aber 15 Arbeitstage nach Antragstellung, einen Vertreter iSd Art. 2 Z 13 Aufnah-
me-RL zu bestellen. Bis ein Vertreter bestellt wurde, ist ein voribergehender Vertreter zu bestel-
len. Jedenfalls ist sicherzustellen, dass einem UMF ab Antragstellung jemand zur Seite gestellt
wird, ,der lber die erforderlichen Féhigkeiten und Fachkenntnisse, einschlie8lich hinsichtlich der
Behandlung und der spezifischen Bedlirfnisse von Minderjéhrigen, verfiigt, um einen unbegleite-
ten Minderjdhrigen zu vertreten, zu unterstiitzen und gegebenenfalls in seinem Namen zu han-
deln, sodass das Wohl und das allgemeine Wohlergehen dieses unbegleiteten Minderjéhrigen

geschilitzt werden und der unbegleitete Minderjahrige die ihm aus dieser Richtlinie erwachsenen

' Verordnung (EU) 2024/1356 des europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2024 zur Einfih-
rung der Uberprifung von Drittstaatsangehdrigen an den Auflengrenzen und zur Anderung der Verordnun-
gen (EG) Nr. 767/2008, (EU) 2017/2226, (EU) 2018/1240 und (EU) 2019/817.

2 Verordnung (EU) 2024/1348 des europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2024 zur Einfih-
rung eines gemeinsamen Verfahrens fur internationalen Schutz in der Union und zur Aufhebung der Richtli-
nie 2013/32/EU.
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Rechte in Anspruch nehmen und den sich aus dieser Richtlinie ergebenden Pflichten nachkom-
men kann® (vgl. Art. 2 Z 13 Aufnahme-RL).

Die in Art. 2 Z 13 Aufnahme-RL beschriebenen Kompetenzen und Fahigkeiten, Uber die ein (vo-
ribergehender) Vertreter zur Wahrnehmung der darin beschriebenen Aufgaben verfligen muss,
entsprechen weitgehend den in § 158 Abs. 1 ABGB verankerten Rechten und Pflichten betreffend
den Inhalt der Obsorge: ,Wer mit der Obsorge fiir ein minderjahriges Kind betraut ist, hat es zu
pflegen und zu erziehen, sein Vermdgen zu verwalten und es in diesen sowie allen anderen An-
gelegenheiten zu vertreten; Pflege und Erziehung sowie die Vermoégensverwaltung umfassen
auch die gesetzliche Vertretung in diesen Bereichen.” Aus Sicht der Volksanwaltschaft kénnen
die unionsrechtlichen Vorgaben zur Bestellung eines Vertreters nach Art. 27 iVm Art. 2 Z 13 Auf-
nahme-RL daher nur wirksam umgesetzt werden, wenn sichergestellt ist, dass fiur einen UMF,
sobald als maoglich, spatestens 15 Arbeitstage nach Antragstellung, eine Person oder eine Orga-
nisation als (voriibergehender) Vertreter bestellt wird, die mit der Wahrnehmung der Obsorge be-

traut wird (werden kann).

Weder § 10 BFA-VG, der ausschlieflich die gesetzliche Vertretung von UMF im Verfahren tber
einen Antrag internationalen Schutz durch die Bereitstellung eines Verfahrensvertreters regelt
(nicht aber die gesamte Obsorge umfasst und zudem auch erst ab Ankunft in der Erstaufnahme-
stelle greift), noch das nach den Erlauterungen zu § 37 Abs. 1a FPG des vorliegenden Ministeria-
lentwurfs (siehe S. 70 von 131) im Rahmen des Screenings von der BBU GmbH bereitzustellende
Betreuungspersonal (,Kinderschutzbeauftragte®) hat zur Folge, dass die aus Art. 27 Aufnahme-RL
erflieBenden Vorgaben unionsrechtskonform umgesetzt werden. Dabei darf nicht Gbersehen wer-
den, dass sich die gesetzliche Vertretung durch die Rechtsberater der BBU GmbH, lediglich auf
verfahrensbezogene Aspekte bezieht und keine weiteren Obsorgeangelegenheiten davon um-

fasst sind.

Die Umsetzung einer den Unionsvorschriften des EU-AsyIpaktS3, der UN-Kinderrechtskonvention,
dem BVG Kinderrechte und der Grundrechte Charta der Union entsprechenden Bestimmung Uber
die Obsorge von UMF, bei der die Zustandigkeit von in Osterreich ankommenden UMF von Be-
ginn an klar geregelt ist, hatte auch den Vorteil ein dem Kindeswohl abtragliches System von
Doppelgleisigkeiten mit geteilten Zustandigkeiten, unterschiedlichen Leistungsniveaus im Rah-

men der Unterbringung und Versorgung und mehrfachen Wechseln von Bezugspersonen der

*In Umsetzung der Bestimmungen des Art. 13 Screening-VO, Art. 27 Aufnahme-RL, Art. 23 Verf-VO, Art.
23 AMM-VO, Art. 33 Status-VO, Art. 14 Eurodac-VO.

www.parlament.gv.at



4von 13

45/SN-74/ME XXVII1. GP - Stellungnahme
4

UMF zu vermeiden. Eine entsprechende Verpflichtung dazu ergibt sich unmittelbar aus der Auf-
nahme-RL selbst, die den Mitgliedstaaten in Art. 26 Abs. 1 vorschreibt, bei der Anwendung derje-
nigen Bestimmungen der Richtlinie, die mdglicherweise Minderjahrige betreffen, vorrangig das
Wonhl des Kindes zu beriicksichtigen. Dariiber hinaus hat sich Osterreich mit der Ratifizierung der
UN-Kinderrechtskonvention auch international dazu verpflichtet, das Wohl des Kindes vorranging
zu bericksichtigen, wann immer Entscheidungen getroffen werden, die sich auf Kinder auswirken

kénnen (Art. 3 des Ubereinkommens Uber die Rechte des Kindes).

Neben internationalen und unionsrechtlichen Vorgaben, lasst sich eine entsprechende Verpflich-
tung dazu auch aus nationalen Rechtsvorschriften, wie dem Bundesverfassungsgesetz Uber die
Rechte von Kindern, aber auch aus der nationalen hochstgerichtlichen Rechtsprechung Uber das
Kindeswohl ableiten. Die Forderung nach Kontinuitat entspringt dem Gedanken des Kindeswoh-
les, weil nach der Lebenserfahrung die Stetigkeit und Dauer Grundbedingungen fiir eine erfolgrei-
che und damit dem Wohl des Kindes dienende Erziehung sind (vgl. OGH 17.08.2016, 8 Ob
25/16h). Dabei liegt dem Grundsatz der Betreuungs- und Erziehungskontinuitat die Annahme zu-
grunde, dass ein Kind ein Grundbediirfnis nach gleichbleibenden und stabilen Lebensverhaltnis-
sen hat und deren Beibehaltung seinem Wohl am besten entspricht (OGH 22.3.2023, 7 Ob
46/23z, iFamZ 2023/135). Auch bei der Erstzuteilung der Obsorge sind die Grundsatze der Konti-
nuitdt der Erziehungs- und Lebensverhaltnisse nicht zu vernachlassigen (OGH 18.01.2011, 4 Ob
232/10m; 9 Ob 13/08i; 3 Ob 122/09a). Diese Judikatur gilt fur inlandische Kinder, wie Kinder aus-
landischer Staatsangehdrigkeit gleichermalen. Ein mehrfacher Wechsel von Personen unter-
schiedlicher Kompetenzen samt spater Obsorgelbertragung scheint daher im Lichte dieser Judi-

katur problematisch.

Bei Erarbeitung einer geeigneten Rechtsgrundlage ist auch die derzeit bestehende Ungleichbe-
handlung von UMF, die im Rahmen der Grundversorgung untergebracht und versorgt werden, im
Vergleich zu anderen Kindern, die in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe untergebracht
und versorgt werden, zu bertcksichtigen. Es ist zu gewahrleisten, dass UMF gleichermalien die
notwendigen Leistungen zur Sicherung des Kindeswohls erhalten. Beispielweise durch eine An-
gleichung des Tagsatzes fur Kinder, die in Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe untergebracht
werden mit dem Tagsatz fur Kinder/UMF, die im Rahmen der Grundversorgung untergebracht

werden.
Ein Gebot der unterschiedslosen Gleichbehandlung aller Kinder ergibt sich zudem unmittelbar

aus Art. 2 der UN-Kinderrechtskonvention: ,Die Vertragsstaaten achten die in diesem Uberein-

kommen festgelegten Rechte und gewéhrleisten sie jedem ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden
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Kind ohne jede Diskriminierung unabhéngig von der Rasse, der Hautfarbe, dem Geschlecht, der
Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen, ethnischen
oder sozialen Herkunft, des Vermégens, einer Behinderung, der Geburt oder des sonstigen Sta-

tus des Kindes, seiner Eltern oder seines Vormunds.“

Aus Sicht der Volksanwaltschaft erschiene eine ex-lege Zustandigkeitsbegriindung der Betrauung
mit der Obsorge, in Anlehnung an die Bestimmung des § 207 ABGB uber Findelkinder, eine
zweckmalige Losung, die der vorrangigen Berlcksichtigung des Kindeswohls weitestgehend

entsprechen wiirde.

Zentrales Ziel der Obsorgeregelung muss neben einer unionsrechtskonformen Umsetzung des
Art. 27 Aufnahme-RL, die faktische Gleichstellung von UMF mit anderen Kindern und Jugendli-
chen, die auferhalb ihrer Familien aufwachsen, sein (vgl. dazu auch den Sonderbericht der
Volksanwaltschaft aus 2017 Uber ,Kinder und ihre Rechte in 6ffentlichen Einrichtungen®, abrufbar
unter

https://volksanwaltschaft.gv.at/fleadmin/user upload/Downloads/Berichte/SoBe/Sonderbericht Ki
nder_und _ihre Rechte in_%C3%B6ffentlichen Einrichtungen 2017.pdf).

Zur mangelnden Umsetzung des Art. 11 Abs. 3 Aufnahme-RL

§ 80 Abs. 6 FPG dient der Umsetzung des Art. 15 Abs. 3 der Riickfiihrungs-RL*, wonach die In-
haftnahme in jedem Fall — entweder auf Antrag der betreffenden Drittstaatsangehdrigen oder von
Amts wegen — in geblhrenden Zeitabstanden Uberpruft wird. Die Bestimmung bezieht sich daher
nur auf Schubhaftfalle, also die Inhaftnahme von Personen mit dem Zweck eine Aulerlandesbrin-

gung zu sichern.

Andere Falle der Inhaftnahme — wie bspw. die nun in den §§ 39 Abs. 3a ff FPG neu vorgesehe-
nen Hafttatbestadnde — die dem Zweck der Verfahrenssicherung dienen sollen, werden von § 80
Abs. 6 FPG schon dem Wortlaut nach nicht erfasst.

* Richtlinie 2008/115/EG des europaischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 Uber ge-
meinsame Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rickfuhrung illegal aufhaltiger Drittstaatsan-
gehdriger.
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Mit Inkrafttreten der Aufnahme-RL wird den Mitgliedstaaten die Schaffung weiterer Tatbestande
zur Inhaftnahme — auch ohne Abschiebungsnahe, dafiir aber zur Verfahrenssicherung — ermdg-
licht (vgl. Art. 10 Abs. 4 Aufnahme-RL). Gleichzeitig verpflichtet die Aufnahme-RL die Mitglied-
staaten aber auch dazu, entsprechende Garantien im nationalen Recht fur den Fall der Anord-

nung einer Haft vorzusehen.

Art. 11 Abs. 3 Aufnahme-RL verlangt eine amtswegige und/oder antragsgebundene ziigige ge-
richtliche Uberpriifung der RechtmaRigkeit der Inhaftnahme, wenn die Haft von einer Verwal-
tungsbehdrde angeordnet wurde. Von Amts wegen hat die Uberpriifung so schnell wie méglich,
spatestens jedoch 15 Tage (in Ausnahmefallen 21 Tage) nach Haftbeginn bereits abgeschlossen
zu sein. Auf Antrag hat diese ebenso so schnell wie moglich, spatestens jedoch 15 Tage (in Aus-

nahmefallen 21 Tage) nach Einleitung eines diesbezliglichen Verfahrens abgeschlossen zu sein.

Art. 11 Abs. 3 Aufnahme-RL ist aus Sicht der Volksanwaltschaft daher weder durch den beste-
henden § 80 Abs. 6 FPG, durch die neue Bestimmung des § 81 Abs. 1 Z 3 FPG noch durch die
bestehende Bestimmung des § 22a BFA-VG hinreichend umgesetzt. Es bedarf einer Rechts-
grundlage, die im Falle der Anordnung einer Anhaltung durch eine Behorde eine gerichtliche
Uberprifung innerhalb der in Art. 11 Abs. 3 Aufnahme-RL genannten Uberpriifungsfristen vor-

sieht.

Zu Artikel 4
Anderung des BFA-Verfahrensgesetzes

[..]

Zu § 10 BFA-VG
zu Abs. 3, 4 und Entfall des Abs. 6:

Aus Sicht der Volksanwaltschaft steht die Neufassung des § 10 BFA-VG nicht im Einklang mit

dem Unionsrecht und entspricht auch nicht den nationalen Rechtsvorschriften.

Die Volksanwaltschaft spricht sich daher gegen die geplante Anderung des § 10 BFA-VG in der
Hinsicht aus, dass es dadurch — wie den Erlduterungen zu entnehmen ist — zu einer unterschieds-
losen Gleichstellung von mundigen und unmindigen Minderjahrigen sowohl hinsichtlich der Fa-
higkeit zur selbststandigen Einreichung eines Antrags auf internationalen Schutz, aber auch hin-

sichtlich der Moglichkeit einer stillschweigenden Riucknahme des Antrags, kommen soll.
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In den Erlauterungen wird hierbei vorwiegend auf Art. 41 und Art. 23 Verf-VO Bezug genommen,
die nicht zwischen mundigen und unmundigen Minderjahrigen unterscheiden und keine alters-
spezifischen Beschrankungen fur eine stillschweigende Antragsricknahme nach Art. 41 Abs. 1

Verf-VO vorsehen wurden.

Nun mag es sein, dass Art. 41 Abs. 1 der Verf-VO keine Beschrankungen und auch kein Min-
destalter hinsichtlich der stillschweigenden Antragsricknahme vorsieht und auch nicht zwischen
mundigen oder unmundigen Minderjahrigen differenziert. Daraus zu schliel3en, dass deshalb
auch die Antragstellung altersunabhangig geregelt werden kann, scheint allerdings nicht nach-
vollziehbar. Der unionsrechtlichen Bestimmung des Art. 41 Abs. 1 Verf-VO lasst sich nicht ent-
nehmen, dass dies zwingend und unterschiedslos auf alle Antragsteller gleichermalien anzuwen-
den ist. Vielmehr eréffnet der Unionsgesetzgeber mit Art. 33 Abs. 1 Verf-VO den Mitgliedstaaten
gerade den Gestaltungsspielraum fir eine differenzierte Regelung (,Ein unbegleiteter Minderjah-
riger hat das Recht, im eigenen Namen einen Antrag einzureichen, wenn er im Einklang mit dem
nationalen Recht des betreffenden Mitgliedstaats rechts- und geschéftsfahig ist [...]“). Der natio-
nale Gesetzgeber kann daher — wie bisher auch der Fall — die Handlungsfahigkeit zur Antragsein-
reichung abweichend bzw. differenziert festlegen. Regelt er dies nicht fiir das Asylverfahren spe-
ziell — was nun durch den Entfall der Differenzierung Uber die Handlungsfahigkeit von mindigen
und unmundigen Minderjahrigen im BFA-VG erfolgen soll — ist zundchst anhand der bestehenden
Osterreichischen Bestimmungen zu beurteilen, ob ein unbegleiteter Minderjahriger berechtigt ist,
einen Antrag einzureichen. Wenn die Bezugnahme auf die Rechts- und Geschéaftsfahigkeit des
nationalen Rechts fir die Einreichung des Antrags gilt, hat dies umso mehr auch fir die still-
schweigende Antragsricknahme, die im Vergleich zur Einreichung viel einschneidendere und

schwerwiegendere Konsequenzen mit sich bringt, zu gelten.

Gemal § 10 Abs. 1 BFA-VG ist fur den Eintritt der Handlungsfahigkeit in Verfahren vor dem Bun-
desamt flir Fremdenwesen und Asyl, vor den Vertretungsbehdrden gemal dem 11. Hauptstiick
des Fremdenpolizeigesetzes (FPG) und in einem Verfahren gemal § 3 Abs. 2 Z1 bis 6 BFA-VG
vor dem Bundesverwaltungsgericht ungeachtet der Staatsangehoérigkeit des Fremden &sterreichi-

sches Recht maf3geblich.

Da auch auf das Asylverfahren grundsatzlich das AVG anzuwenden ist (Art. | EGVG) und es
diesbezuglich keine abweichenden lex specialis Verfahrensbestimmungen Uber die Handlungsfa-
higkeit mehr geben soll, ist hinsichtlich der Rechts- und Handlungsfahigkeit auf die allgemeine
Bestimmung des § 9 AVG zuriickzugreifen. § 9 AVG sieht vor, dass sich die personliche Rechts-

und Handlungsfahigkeit von Beteiligten — sofern nichts anderes bestimmt ist — nach den Vorschrif-
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ten des burgerlichen Rechts richtet. Demnach bestimmt sich die Geschaftsfahigkeit eines Men-
schen primar nach seinem Alter. Mit der Volljahrigkeit (=Vollendung des 18. Lebensjahres) er-
reicht der geistig gesunde dsterreichische Staatsbirger die volle Geschéaftsfahigkeit und ist daher
jedenfalls auch prozessfahig. Hingegen stehen Minderjahrige, also Personen, die das 18. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben (§ 21 Abs. 2 ABGB), unter dem besonderen Schutz der Gesetze
(§ 21 Abs. 1 ABGB) und kénnen daher an sich ohne ausdrickliche oder stillschweigende Einwilli-
gung des gesetzlichen Vertreters rechtsgeschaftlich weder verfligen noch sich verpflichten. Sie
sind also grundsatzlich geschaftsunfahig bzw. nur beschrankt geschaftsfahig (VfGH 01.03.2024,
E 345/2024).

Das ABGB nimmt, im Gegensatz zu den unionsrechtlichen Vorschriften, die einen Minderjahrigen
legaldefinieren als einen Drittstaatsangehdérigen oder Staatenlosen, der das 18. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat (Art. 3 Z 6 Verf-VO; Art. 3 Z 10 Status-VOs) hinsichtlich der Handlungs- bzw.

Geschéftsfahigkeit weitere altersspezifische Abstufungen vor.

So gelten im Osterreichischen nationalen Recht Personen unter 7 Jahren (Kinder) grundsatzlich
als geschaftsunfahig. Personen zwischen 7 und 14 Jahren, auch als unmindige Minderjahrige
bezeichnet, gelten als beschrankt geschaftsfahig. Personen zwischen 14 und 18 Jahren, auch als
mundige minderjahrige bezeichnet, gelten ebenso als beschrankt handlungs- bzw. geschaftsfa-
hig. Ihre Handlungs- bzw. Geschaftsfahigkeit geht aber Uber die der unmindigen Minderjahrigen
hinaus (vgl. die §§ 21, 170, 171 ABGB).

Aus Sicht der Volksanwaltschaft bestinde kein Einwand gegen eine gesetzliche Regelung zur
selbstandigen Antragseinreichung eines mundigen Minderjahrigen sowie der Vornahme von Ver-
fahrenshandlungen, sofern diese zu seinem Vorteil gereichen. Um allfallige Nachteile im Zusam-
menhang mit der Verzogerung der Bereitstellung einer obsorgeberechtigten oder zur gesetzlichen
Vertretung berechtigten Person hintanzuhalten, erschiene es unter Umstanden auch vertretbar
und auch von den nationalen Rechtsvorschriften gedeckt, diese Mdglichkeit der selbststandigen
Antragseinreichung auch auf unmindige Minderjahrige auszuweiten. Fir Personen unter 7 Jah-
ren (Kinder) kann diese Bestimmung allerdings keine Anwendung finden, sodass Antrége dieser

Personengruppe nur von einem Vertreter eingebracht werden kdnnen.

® Verordnung (EU) 2024/1347 des europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2024 tber Nor-
men fiir die Anerkennung von Drittstaatsangehdérigen oder Staatenlosen als Personen, denen internationa-
ler Schutz gewahrt wurde, fir einen einheitlichen Status fur Fliichtlinge oder fir Personen mit Anspruch auf
subsididren Schutz und fir den Inhalt des gewahrten Schutzes, zur Anderung der Richtlinie 2003/109/EG
des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 2011/95/EU des Europaischen Parlaments und des Rates.
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Die Volksanwaltschaft spricht sich vehement dagegen aus, die Bestimmungen des Art. 41 Verf-
VO Uber die stillschweigende Ricknahme von Antrédgen — wie in den Erlduterungen erwahnt —
samt den folgenschweren Rechtsfolgen, die gerade keine Vorteile, sondern ausschlief3lich Nach-
teile fur den unbegleiteten Minderjahrigen mit sich bringen, Gberhaupt auf Minderjahrige — unab-
hangig welchen Alters — anzuwenden. Nach den Erlduterungen soll es kiinftig mdglich sein, dass
der Antrag eines unbegleiteten Minderjahrigen, unabhangig seines Alters, stets durch eigene
Handlungen oder Unterlassungen (bspw. indem er einen Termin flr die Einreichung oder fir eine
personliche Anhérung nicht wahrnimmt) fir stillschweigend zuriickgenommen erklart werden
kann. Die damit verbundenen negativen Rechtsfolgen flr das weitere Verfahren (unzulassiger
Folgeantrag, beschleunigtes Prifungsverfahren, verkiirzte Rechtsmittelfristen, etc.) haben erheb-

liche Konsequenzen flir das weitere Fortkommen des Minderjahrigen.

Diese geplante Umsetzung widersprache nicht nur den zuvor erwahnten internationalen Konven-
tionen zum Schutz der Kinderrechte, sondern auch dem nationalen Recht. Dass in Art. 41 Verf-
VO dem Wortlaut nach nicht explizit altersspezifisch differenziert wird, ist nicht hinderlich. Eine
grundrechtskonforme Auslegung der unionsrechtlichen Vorschriften im Einklang mit Art. 24 der
Charta der Grundrechte der Europaischen Union, wonach bei allen MaRnahmen &ffentlicher Stel-
len oder privater Einrichtungen das Wohl des Kindes eine vorrangige Erwagung sein muss, kann
zu keinem anderen Ergebnis fihren, als diese rechtsfolgenschwere Bestimmung gerade nicht auf
Minderjahrige anzuwenden. Die Volksanwaltschaft appelliert daher an den nationalen Gesetzge-
ber, dies gesetzlich oder in den Erlauterungen klarzustellen, dass die Bestimmungen des Art. 41
Verf-VO Uber die stillschweigende Ricknahme von Antragen nicht auf Minderjahrige, keinesfalls

aber auf unmindige Minderjahrige und Kinder anzuwenden ist.

Die Anwendung des Art. 41 Verf-VO auf Kinder wirde zudem auch der Bestimmung des § 10
BFA-VG selbst widersprechen, da hierin nur die Rede davon ist, dass ein unbegleiteter Minder-
jahriger berechtigt ist, Verfahrenshandlungen zu seinem Vorteil zu setzen. Eine Zurechnung von
Willenserklarungen mit derart weitreichenden negativen Rechtsfolgen fir Kinder ist der Osterrei-

chischen Rechtsordnung allgemein fremd.

Probleme konnten sich dabei auch im Zusammenhang mit der Vornahme der Zustellung der Ent-
scheidung Uber die stillschweigende Antragsriicknahme ergeben. Nach Art. 41 Abs. 2 Verf-VO
hat die Behorde eine Entscheidung (wohl einen Bescheid) zu erlassen, mit der erklart wird, dass
der Antrag stillschweigend zurickgenommen wurde. Einem unvertretenen Minderjahrigen, dem
noch kein Obsorgeberechtigter oder Verfahrensvertreter beiseitegestellt wurde, konnte diese Ent-

scheidung auch gar nicht wirksam zugestellt werden. Eine veranlasste Zustellung des genannten
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Bescheides an diesen personlich vermag keine Rechtswirkungen zu entfalten. Auch an eine Hei-
lung des Zustellmangels ist nicht zu denken; selbst wenn der Bescheid dem gesetzlichen Vertre-
ter "bekannt geworden" sein sollte (vgl. VwGH 18.10.2005, 2005/01/0215, VwSIg 16731 A/2005).

In diesem Zusammenhang erlaubt sich die Volksanwaltschaft auch auf die bestehende Problema-
tik im Zusammenhang mit der Vertretung von UMF vor den Hochstgerichten hinzuweisen. Es er-
schiene aus Sicht der Volksanwaltschaft sinnvoll, dies mit den notwendigen Anderungen im BFA-
VG zu verknipfen und gesetzlich klarzustellen, dass sich die Vertretungsbefugnis auch auf die
Vertretung vor den Hochstgerichten erstreckt. § 10 Abs. 3 BFA-VG (alt und neu) bezieht sich ex-
plizit nur auf Verfahren vor dem BFA und dem BVwG. Damit bleibt unklar, ob sich die Vertre-
tungsbefugnis der Verfahrensvertreter als gesetzliche Vertreter auch auf Verfahren vor dem VfGH
und dem VwGH erstreckt. Solange kein Obsorgevertreter bestellt ist, kbnnen sich Falle ergeben,

in denen es einem UMF verwehrt bleibt, ein Héchstgericht in eigener Sache anzurufen.

Auch dieses Problem wurzelt in der verspateten Bestellung einer obsorgeberechtigten Person flr
UMF und ist die Folge einer unzureichenden Obsorgerelgung. Die Wichtigkeit der eingangs ange-
stellten Forderung, eine Obsorgeregelung im Sinne des Art. 27 Aufnahme-RL ab dem ersten Tag

in der osterreichischen Rechtsordnung zu verankern, zeigt sich einmal mehr.

Zu Artikel 5

Anderung des Fremdenpolizeigesetzes 2005

[..]

Zu § 39 FPG

Weder in den neu geschaffenen Festnahme- und Anhaltebestimmungen der §§ 39ff FPG noch in
den dazugehdrigen Erlauterungen finden sich Einschrankungen hinsichtlich der Inhafthahme von
Minderjahrigen. Selbst wenn die Aufnahme-RL hierflr Spielraum bieten wirde, da diese nicht
zwischen mundigen und unmundigen Minderjahrigen unterscheidet, spricht sich die Volksanwalt-

schaft ausdricklich gegen die Anhaltung/Inhaftnahme von unmiindigen Personen aus.
Die Volksanwaltschaft ersucht dies — in Anlehnung an § 76 Abs. 1a FPG (neu) — explizit auch hin-

sichtlich jener Festnahme- und Anhaltetatbestande, die nicht eine Anhaltung in Schubhaft betref-

fen, gesetzlich klarzustellen und nicht blof3 in den Erlauterungen festzuhalten.
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Zu Artikel 6

Anderung des Grundversorgungsgesetzes — Bund 2005

[..]

Zu § 2b GVG-B 2005
§ 2b GVG-B 2005 ist die zentrale Norm hinsichtlich der Beurteilung besonderer Bedurfnisse und

soll den Erlauterungen zufolge der Umsetzung von Art. 24 und Art. 25 Aufnahme-RL dienen.

Diese Aufgabe soll kinftig, in Ergdnzung des § 2 Abs. 1 Z 1 BBU-G, das Personal der BBU
GmbH gemeinsam mit der Durchfiihrung der Versorgung, tbernehmen und folglich das Ergebnis
der Beurteilung dem Bundesamt und einmalig dem Antragsteller mitgeteilt werden (§ 2b Abs. 3
GVG-B 2005).

Problematisch und unionsrechtlich unzureichend umgesetzt erachtet die Volksanwaltschaft in die-
sem Zusammenhang die gesetzlich vorgesehene Methode zur Beurteilung in § 2b Abs. 3 GVG-B
2005. Demnach soll die Beurteilung gemal Abs. 1 insbesondere anhand sichtbarer &ul3erlicher
kérperlicher Merkmale, AuBerungen oder Verhaltensweisen des Antragstellers (Z 1) oder Aul3e-

rungen der Eltern oder des gesetzlichen Vertreters (Z 2) erfolgen.

Nun wird zwar mit dem Wort ,insbesondere” klargestellt, dass es sich hierbei um keine abschlie-
Rende Aufzahlung von Methoden zur Beurteilung besonderer Bedurfnisse handelt. Es wird aber
auch in den Erlauterungen nicht auf die viel weitreichenderen Modalitaten hinsichtlich der Umset-

zung der Beurteilung besonderer Bedurfnisse des Art. 25 Aufnahme-RL Bezug genommen.

Aus Sicht der Volksanwaltschaft ware es wiinschenswert und erschiene dies im Ubrigen im Sinne
einer unionsrechtskonformen Umsetzung der Aufnahme-RL auch geboten, dass die Beurteilung
nicht nur anhand sichtbarer dulRerlicher kérperlicher Merkmale, AuBerungen oder Verhaltenswei-
sen des Antragstellers oder AuRerungen der Eltern oder des gesetzlichen Vertreters erfolgen soll,
sondern eine fundierte Begutachtung samt Pflicht zur Beiziehung entsprechend besonders ge-
schulten Personals im Sinne von Art. 25 Abs. 2 lit. a) Aufnahme-RL in Art. § 2b GVG-B 2005 ge-
setzlich zu verankern — so wie dies auch in der Beilage zum Ministerialentwurf ,Vorblatt und wir-
kungsorientierte Folgenabschatzung* festgehalten wird. Selbiges gilt fir eine gesetzliche Veran-
kerung der Beiziehung geeigneter medizinischer Fachkrafte fur die weitere Untersuchung des

psychischen und kérperlichen Zustands im Sinne von Art. 25 Abs. 2 lit. ¢) Aufnahme-RL.

www.parlament.gv.at



12von 13 45/SN-74/ME XXVI1I1. GP - Stellungnahme
12

Die Erlauterungen zu § 30 AsylG sehen zwar vor, dass das Personal des Bundesamtes umfas-
send im Bereich ,Vulnerabilitadt“ geschult werden soll. Dies erscheint aus Sicht der Volksanwalt-
schaft hingegen nicht ausreichend. Fur das Personal der BBU GmbH wird dies weder in den Er-
lauterungen zu § 2b GVG-B 2005 noch in den Erlauterungen zu § 2 Abs. 1 Z 1 BBU-G erwahnt.
Auch scheint der bloRe Verweis in den Erlauterungen, dass sich die BBU GmbH dabei externer
Personen wie Dolmetscher und Arzte bedienen kann, nicht ausreichend und nicht praktikabel im
Hinblick auf die bestehende Bestimmung des § 2 Abs. 2 BBU-G. § 2 Abs. 2 BBU-G sieht vor,
dass sich die BBU GmbH zur Erfullung der Aufgabe geman Abs. 1 Z 1 (also der Durchfiihrung der
Versorgung und kiinftig auch der Beurteilung besonderer Bediirfnisse) nur dann Dritter bedienen
kann, soweit sie diese Aufgabe aufgrund aufRergewdhnlicher Umstande nicht aus Eigenem im
erforderlichen Umfang erfullen kann. Den Erléiuterungen6 zu § 2 Abs. 2 BBU-G folgend, kdnnte
sich die BBU GmbH zur Beurteilung besonderer Bedlrfnisse daher nur im ,Krisenfall“ medizini-

schen Fachkraftepersonals bedienen, nicht aber in normalen Zeiten.

Vielmehr ware eine Beiziehung medizinischer Fachkrafte zur Beurteilung besonderer Bedlrfnisse

gesetzlich verpflichtend zu verankern, sofern die betroffene Person einwilligt.

Die verpflichtende Prifung und Beurteilung besonderer Bedlirfnisse bzw. besonderer Verfahrens-
garantien, sei es hinsichtlich einer Gesundheitskontrolle oder der Prifung der Vulnerabilitat, findet
sich mehrfach, in unterschiedlichen Verfahrensabschnitten, in den Unionsvorschriften. Gleich zu
Beginn des Verfahrens im Rahmen des Screenings im Sinne einer vorlaufigen Gesundheitskon-
trolle und vorlaufigen Prifung der Vulnerabilitat nach Art. 12 Screening-VO (geplante Umsetzung
in § 2 Abs. 2 Z 1a FPG). Im Rahmen der Prifung der Notwendigkeit besonderer Verfahrensga-
rantien nach Art. 20 Verf-VO (geplante Umsetzung in § 30 AsylG) und hinsichtlich der Beurteilung
besonderer Bedurfnisse in Art. 25 Aufnahme-RL (geplante Umsetzung in § 2b GVG-B 2005).

Nicht zu entnehmen ist dem Ministerialentwurf — und zwar weder den gesetzlichen Anderungen
noch den Erlauterungen — in welchem Verhaltnis diese unterschiedlichen Beurteilungen von drei
verschiedenen Behdrden/Organisationseinheiten (LPD, BFA, BBU GmbH) zueinanderstehen und
wer letztlich fir das Endergebnis verantwortlich zeichnet. Wenngleich in § 30 AsylG (neu) festge-
halten wird, dass die Ergebnisse der gemaR Art. 12 Screening-VO vorgenommenen Uberpriifun-

gen sowie der Beurteilung gemaf § 2b GVG-B 2005 zu bericksichtigen sind, ist daraus nicht ab-

® Als aullergewohnliche Umstande werden insbesondere aulergewdhnlich hohe Zustréme von Schutzsu-
chenden, fur deren Versorgung die Bundesagentur nicht im erforderlichen Zeitraum ausreichend Kapazita-
ten anschaffen kann, anzusehen sein (ErIRV 594 BIgNR XXVI. GP, 7).

www.parlament.gv.at



45/SN-74/ME XXVI1I1. GP - Stellungnahme 13von 13
13

zuleiten, wie ein allfalliger Widerspruch im Rahmen der Beurteilung hinsichtlich des Vorliegens
oder Nicht-Vorliegens besonderer Bedirfnisse aufzulésen ist. Dies birgt die Gefahr einer verfas-
sungswidrigen, intransparenten, nicht nachvollziehbaren und nicht gleichheitsférmigen Behand-

lung der Beurteilung besonderer Bedurfnisse.

Mit freundlichen GrifRen

i.V. Volksanwaltin Gaby SCHWARZ
Unterzeichner Volksanwaltschaft
7;‘_ Datum/Zeit 2026-02-11T09:46:16+01:00
l’,‘ g . CN=a-sign-corporate-07,0U=a-sign-corporate-07,0=A-Trust Ges. f.
VOLKSANWALTSCHAFT % Aussteller-Zertifikat Sicherheitssysteme im elektr. Datenverkehr GmbH,C=AT
Serien-Nr. 190114881
AMTSSIGNATUR
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
o : Informationen zur Prifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen Signatur finden Sie unter:
Prafinformation https://www.signaturpruefung.gv.at

www.parlament.gv.at



		2026-02-11T09:46:16+0100
	Volksanwaltschaft
	Amtssignatur gemäß § 19 E-Government-Gesetz (E-GovG). Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




